
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die vereinfachte Nutzung von Photovoltaik-Strom in Mehrfamilienhäusern durch Wohnungs-
eigentümer*innen und Mietende ist zur Förderung der Energie- und Klimawende dringend 
geboten. Deshalb begrüßt der Verbraucherschutzverband Wohnen im Eigentum e.V. (WiE) 
die Einführung des Gebäudestromvertrags als Alternativmodell zum Mieterstrommodell in 
§ 42 b EnWG (gemeinschaftliche Gebäudeversorgung). Dieses Modell kann von Betreibenden 
und Nutzer*innen unbürokratischer und flexibler eingesetzt und genutzt werden als das Mie-
terstrommodell. Betreibende müssen dabei nicht die umfassende Stromversorgung der Nut-
zer*innen sicherstellen, umfangreiche Informations- und Kennzeichnungspflichten gelten 
nicht. Der Verweis auf Verbraucherschutzregelungen stellt sicher, dass Nutzer*innen bei Ver-
tragslaufzeiten und Kündigungsfristen geschützt werden.  
 
Allerdings sind die Regelungen zur vertraglichen Ausgestaltung für Wohnungseigentü-
mer*innen und Wohnungseigentümergemeinschaften (WEGs)1 im Detail noch nicht frei von 
Widersprüchen.  

 
1 Diese Stellungnahme von WiE konzentriert sich auf die geplanten Änderungen bei Mieterstromverträgen und 

den (neu einzuführenden) Gebäudestromverträgen, wobei der Schwerpunkt auf den Regelungen des § 42b 
EnWG und den für WEGs und Wohnungseigentümer*innen noch zu klärenden Fragen liegt.  
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Zum einen ist die Rangfolge zwischen den Regelungen in § 42b RefE-EnWG und den §§ 20 
und 21 Wohnungseigentumsgesetz (WEGesetz) zu baulichen Veränderungen und ihrer Kos-
tenverteilung nicht geklärt. Welche gesetzlichen Regelungen sind hier vorrangig, welche 
nachrangig? Den Wohnungseigentümer*innen und Wohnungseigentümergemeinschaften 
(WEGs) muss es möglich sein, die Vorteile der gemeinschaftlichen Gebäudestromversorgung 
auch mit einer Beschlussfassung in Anspruch nehmen zu können, wenn sie das wollen.  
 
Des Weiteren besteht die Gefahr, dass Wohnungseigentümer*innen in ihrer Teilhabe be-
schränkt werden, wenn die gemeinschaftliche Gebäudeversorgung nur per Vertrag geregelt 
werden kann. Das Wohnungseigentumsgesetz sieht nämlich vor, dass bei baulichen Verände-
rungen die „Nachzügler“, die der Gemeinschaft später beitreten, einen Anspruch auf Mitnut-
zung haben. Bei einer vertraglichen Ausgestaltung ist unklar, was passiert, wenn weitere Per-
sonen der WEG dem Vertrag beitreten wollen, ein solcher Anspruch in dem Vertrag aber nicht 
bedacht wurde. Nach dem WEGesetz hätten sie einen solchen Anspruch. Rechtsverhältnisse 
im Wohnungseigentumsgesetz - vor allem die Kosten- und Nutzenverteilung in WEGs - wer-
den in der Regel durch Vereinbarungen und Beschlüsse geklärt und nicht über Verträge. Be-
züglich dieser Fragen muss der Referentenentwurf noch nachgebessert werden.  
 
Fast zeitgleich mit diesem Referentenentwurf liegt WiE ein Referentenentwurf aus dem Bun-
desjustizministerium (BMJ) zur Änderung des Wohnungseigentumsgesetzes vor. Nach den 
Vorstellungen des BMJ soll hier lediglich die Privilegierung von Steckersolargeräten ins WE-
GEsetz neu aufgenommen werden. Die Installation von PV-Anlagen auf den Dächern von 
WEGs soll nicht als weitere privilegierte Maßnahme ergänzt werden, obwohl dies nicht nur 
für die E-Mobilität wichtig wäre. Ebenso wenig wird im WEGesetz auf die Unklarheiten dieses 
Referentenentwurfs zum EnWG Bezug genommen.  
 
Die Defizite in beiden Entwürfen weisen demnach deutlich auf fehlende Abstimmungen zwi-
schen den Bundesministerien und eine fehlende gemeinsame Strategie für die Energie- und 
Wärmewende in den Wohnungseigentümergemeinschaften und für Wohnungseigentü-
mer*innen hin. Hierin sieht WiE ein großes Problem.  
 
WiE fordert das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) auf, 

• Ins Gesetz aufzunehmen, dass Gebäudestrommodelle in Wohnungseigentümergemein-

schaften auch in Form von Beschlüssen geregelt werden können, wie es die Systematik 

des Wohnungseigentumsgesetzes vorsieht, und von einer Verpflichtung zu vertraglichen 

Regelungen unter Wohnungseigentümer*innen abzusehen. 

• Zu klären, wie Aufteilungsschlüssel geändert werden können, wenn Letztverbrau-

cher*innen aus der Nutzung (durch Kündigung des Gebäudestromvertrags, Ende des 

Mietverhältnisses oder Verkauf des Eigentums) ausscheiden. 

• Die Konfliktsituation für Wohnungseigentümer*innen gesetzlich aufzulösen, wenn 

neue Mietende den Strom nicht mehr beziehen wollen. 

• Die Installation von PV-Anlagen auf Dachflächen in den Katalog der privilegierten Maß-

nahme nach § 20 Abs. 2 WEGesetz aufzunehmen, so dass Wohnungseigentümer*innen 

einen gesetzlichen Anspruch auf eine Gestattung einer solchen Maßnahme durch die 

Wohnungseigentümergemeinschaft haben.  
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Zu den Änderungen und Ergänzungen im Einzelnen 
 

I. Ziff. 5 RefE – Änderungen des § 42a EnWG – Mieterstromverträge 
 
Der RefE sieht bei Mieterstromverträgen zwei Änderungen vor: 

• Erweiterung des Anwendungsbereichs der Mieterstromverträge auf Räume, die keine 

Wohnräume sind. 

• Anpassung der gesetzlichen Einschränkungen der Mindestvertragslaufzeit und der Kün-

digungsfrist an die Regelungen in § 309 Nr. 9 BGB. 

 

1. Ausweitung auf Nicht-Wohnräume wird befürwortet 
 
Es wird ausdrücklich befürwortet, dass die Regelungen für Mieterstrom auch auf Räume, die 
keine Wohnräume sind, ausgedehnt werden. Dadurch wird der Anwendungsbereich auch 
auf gewerblich genutzte Räume erweitert und die Verbreitung von PV-Strom gefördert. 
 
 

2.  Gleichlauf mit § 309 Nr. 9 BGB ist nur bei allgemeinen Geschäftsbedingungen  
nötig 

Die Änderungen zur maximalen Bindungsdauer von Mieterstromverträgen von maximal ei-
nem Jahr auf zwei Jahre bei gleichzeitiger Absenkung der automatischen Vertragsverlänge-
rung von maximal einem Jahr mit dreimonatiger Kündigungsfrist auf eine unbefristete Dauer 
mit einmonatiger Kündigungsfrist entsprechen den Regelungen des § 309 Nr. 9 BGB. Hier soll 
im Interesse des Verbraucherschutzes ein Gleichlauf mit sonstigen Dauerschuldverhältnissen 
hergestellt werden. 
Dagegen bestehen bei Mieterstromverträgen im Hinblick auf die EU-Strombinnenmarktricht-
linie (Richtlinie EU 2019/944) keine grundlegenden Bedenken. Allerdings dürften Mieter-
stromverträge ohnehin stets allgemeine Geschäftsbedingungen sein, so dass § 309 Nr. 9 BGB 
ohnehin gilt. Dass ein Anlagenbetreiber mit den Mieterstromkunden eine Individualverein-
barung trifft, dürfte eher selten sein. 
 
Soweit diese Regelung aber wegen der Verweisung in § 42b Abs. 4 Nr. 3 RefE-EnWG auch für 
das Modell der gemeinschaftlichen Gebäudeversorgung gilt, wären Individualverträge wegen 
des zu vereinbarenden Aufteilungsschlüssels eher denkbar. 
 
 
 

II. Ziff. 6 RefE – Einfügung des § 42b RefE-EnWG – gemeinschaftliche Gebäu-
deversorgung 
 
Der RefE entwickelt mit § 42b EnWG ein eigenständiges, gegenüber dem Mieterstrommodell 
unbürokratischeres Konzept. Das Modell der „gemeinschaftlichen Gebäudeversorgung“ wird 
grundsätzlich begrüßt. 
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Gebäudestrom-Modell steht (noch) im Konflikt zu Regelungen im WEGesetz 
Kritik ist gleichwohl angebracht, da das Modell im Konflikt zu den Regelungen zu baulichen 
Veränderungen im Wohnungseigentumsgesetz (§§ 20, 21 WEGesetz) steht, die keine Ver-
träge, sondern Beschlüsse vorsehen.  
 
WiE fordert: Um Wohnungseigentümer*innen nicht zu benachteiligen, muss die gemein-
schaftliche Gebäudeversorgung auch durch Beschlüsse ermöglicht werden. 
 
 

1. Regelungen zum Gebäudestromvertrag werden begrüßt, sind aber im Detail 

nachzubessern 

Eine gemeinschaftliche Gebäudeversorgung soll möglich sein, wenn folgende Voraussetzun-
gen vorliegen: 
 

• Gebäudestromanlage (definiert in § 3 Nr. 20a RefE-EnWG): PV-Anlage, deren er-

zeugte Energie ganz oder teilweise im Rahmen eines Gebäudestromnutzungsvertrags 

durch die teilnehmenden Letztverbraucher gem. § 42b Abs. 1RefE-EnWG verbraucht 

wird,  

• Nutzung der Energie ohne Durchleitung durch ein Netz, 

• Viertelstündliche Messung der Strombezugsmengen des Letztverbrauchers, 

• Gebäudestromnutzungsvertrag. 

 
Die wesentlichen Unterschiede zwischen Mieterstromverträgen und Gebäudestromnut-
zungsverträgen sind: 
 

• Der Betreiber der Gebäudestromanlage muss nicht die umfassende Stromversorgung 

der Letztverbraucher sicherstellen. 

• Die vielen Informations- und Kennzeichnungspflichten, die für Energielieferanten (so 

auch bei Mieterstrom) bestehen, gelten für Gebäudestromnutzungsverträge nicht. 

• Soweit Strom nicht von Letztverbrauchern verwendet wird, kann er zwar in das öf-

fentliche Netz eingespeist werden, es wird aber keine Mieterstromzulage, sondern 

nur die Einspeisevergütung gewährt. 

 
a. Fehlende Verpflichtung zur Vollversorgung wird begrüßt 
Eine Gebäudestromanlage wird bei größeren Gebäuden und insb. in den Abend- und Nacht-
stunden nicht für eine Vollversorgung mit Elektrizität ausreichen können. Es ist deshalb kon-
sequent, dass die Betreibenden nicht verpflichtet werden, gegenüber den nutzenden Letzt-
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verbraucher*innen für eine vollständige und jederzeitige Deckung ihres Strombedarfs einzu-
stehen. Ansonsten müsste der Anlagenbetreiber – wie beim Mieterstrom – selbst am Strom-
markt als Kunde auftreten, um seine Pflichten gegenüber den Letztverbraucher*innen erfül-
len zu können, was das Modell unattraktiv und zu bürokratisch machen würde. 
 
 
b. Dezentrale Stromversorgung wird gefördert durch Bürokratieabbau - das wird begrüßt 
Der Zweck der Gebäudestromanlage ist die dezentrale Stromversorgung innerhalb des Ge-
bäudes und nicht die unternehmerische, massengeschäftliche Betätigung am Strommarkt. 
Um Anreize für die dezentrale Versorgung zu schaffen, ist es sachgerecht, die Betreiber der 
Gebäudestromanlage nicht mit am Markt teilnehmenden Energieversorgungsunternehmen 
gleichzusetzen, sondern von den ordnungsrechtlichen Vorgaben und Lieferantenpflichten 
weitgehend zu befreien. Darüber hinaus wird der vom Gebäudestrombetreiber gelieferte 
Strom ausschließlich von der PV-Anlage erzeugt, so dass die umfangreichen Informations- 
und Kennzeichnungspflichten (z.B. zum Energieträgermix, Umweltauswirkungen, Herkunfts-
nachweis, Netzentgelte, Stromsteuer etc.) nicht passen. Konsequenterweise gelten deshalb 
die Vorschriften der §§ 40, 41 und 42 EnWG nicht.  
 
c. Verbraucherschutz ist gewährleistet 
Der Verbraucherschutz wird durch die Bezugnahme auf die Verbraucherschutzregelungen 
beim Mieterstrom gewährleistet: Für Gebäudestromnutzungsverträge gelten hinsichtlich 
Vertragslaufzeiten und Kündigungsfristen dieselben Regelungen. Ebenso wie Mieterstrom-
verträge dürfen sie grundsätzlich nicht mit Wohnungsmietverträgen verbunden werden, so-
fern keine der Ausnahmen (Vermietung zum vorübergehenden Gebrauch, möblierte Einlie-
gerwohnung, Pflegeheime etc.) vorliegt. 
 
Die Hinweispflicht des Betreibers gegenüber den teilnehmenden Letztverbrauchern, dass sie 
sich selbst um den ergänzenden Strombezug kümmern müssen, dient dem Verbraucher-
schutz. Nach dem Gesetzeswortlaut scheint keine Sanktion an einen Verstoß gegen die Infor-
mationspflicht geknüpft zu sein.  
 
d. Ungeklärt: Zustandekommen und Änderung von Aufteilungsschlüsseln 
Gemäß § 42b Abs. 2 Satz 1 RefE-EnWG vereinbaren „der Betreiber der Gebäudestromanlage 
und der teilnehmende Letztverbraucher das Recht des teilnehmenden Letztverbrauchers zur 
Nutzung […] und legen einen entsprechenden Aufteilungsschlüssel fest“. In der Begründung 
des Referentenentwurfs (S. 64) wird dazu ausgeführt, dass „jedem teilnehmenden Letztver-
braucher die elektrische Energie [zusteht], die sich aufgrund des vereinbarten Aufteilungs-
schlüssels ergibt“.  
 
In der Praxis und in der rechtlichen Gestaltung problematisch ist daran, dass ein Aufteilungs-
schlüssel nicht allein zwischen dem Betreiber und einem bzw. einer Nutzerin vereinbart wer-
den kann, sondern die Festlegung des Aufteilungsschlüssels zwischen dem Betreiber und al-
len Letztverbraucher*innen festgelegt werden müsste. Das ist aber erkennbar nicht gewollt, 
da dem bzw. der einzelnen Letztverbraucher*in dann kein Kündigungsrecht zur Seite stehen 
könnte.  



 

 

 

      © 2023 Wohnen im Eigentum     Seite  6 von 13 

Eine Änderung des Aufteilungsschlüssels wird zwingend erforderlich, wenn Letztverbrau-
cher*innen aus der Nutzung (durch Kündigung des Gebäudestromvertrags, Ende des Miet-
verhältnisses oder Verkauf des Eigentums) ausscheiden. 
 
 

2.  Ungeklärt: Wie soll bei Änderungen in Zusammensetzung der Letztverbrau-
cher*innen verfahren werden? 

 
Beispiel zur Veranschaulichung des Problems: 
Der Betreibende der Gebäudestromanlage G will erzeugen Strom den Bewohnern zur 
Verfügung stellen. Dafür interessieren sich drei Letztverbraucher A, B, und C. G soll 
nach dem Gesetzestext mit A, B und C je einen Vertrag schließen, in dem der Auftei-
lungsschlüssel festgelegt wird.  
Da der Referentenentwurf „die Vereinbarung jeglicher Zuteilungslogiken offenlässt“ (S. 
65), könnte G mit A und B eine Zuteilung von je 40% und mit C eine Zuteilung von 20% 
vereinbaren – sofern A, B und C sich jeweils darauf einlassen. 
 
Der Entwurf sieht aber nicht vor, dass G, A, B und C eine gemeinsame Vereinbarung 
treffen, sondern drei individuelle Verträge von G mit A, B und C. 
 
Daraus ergibt sich dann, dass A, B und C einen Anspruch auf Zuteilung nach dem mit 
ihnen vereinbarten Schlüsseln haben.  
 
G wäre deshalb gehindert, einen weiteren Vertrag mit D zu schließen. Denn er könnte 
D keine Energie zuteilen, ohne die Verträge mit A, B und/oder C zu ändern.  
 
Ein ähnliches Problem stellt sich, wenn A, B oder C den Vertrag kündigen. Wie soll 
diese „freiwerdende“ Energie verteilt werden ohne den Verteilungsschlüssel gegen-
über einem oder mehreren übrigen Letztverbraucher*innen zu ändern oder eine wei-
tere Person mit aufzunehmen?  

 
 

3.  Für Beschlussfassungen in Wohnungseigentümergemeinschaften müssen die Re-
gelungen für Gebäudestromverträge entsprechend gelten 

 
Auf den ersten Blick erscheint es völlig offensichtlich und einleuchtend, dass die Stromliefe-
rung einer vertraglichen Grundlage zwischen Stromerzeuger und Stromverbraucher bedarf.  
 
Übersehen wird aber, dass im Wohnungseigentumsgesetz Rechtsverhältnisse zwischen der 
(rechtsfähigen) Wohnungseigentümergemeinschaft und einzelnen Wohnungseigentü-
mer*innen oder den Wohnungseigentümer*innen untereinander nicht durch Verträge, son-
dern durch Vereinbarungen und Beschlüsse zustande kommen. 
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a. Kosten- und Nutzenverteilung in WEGs wird durch Beschlüsse geregelt 
Bei der Errichtung von PV-Anlagen zur Versorgung der im Sondereigentum stehenden Woh-
nungen (oder Teileigentumseinheiten) handelt es sich um eine bauliche Veränderung gemäß 
§ 20 WEGesetz. Sie wird nicht vertraglich geregelt, sondern durch Beschluss der Wohnungs-
eigentümer*innen. Für die Kostenverteilung und Nutzungen derartiger Maßnahmen gilt § 21 
WEGesetz. Gemäß § 21 Abs. 3 WEGesetz haben nur diejenigen Eigentümer*innen die Kosten 
zu tragen, die die bauliche Veränderung wollten und nur diese Personen sind zur Nutzung 
berechtigt. Kosten im Sinne des § 21 WEGesetz sind sowohl die Kosten für die erstmalige In-
stallation der PV-Anlage als auch die Folgekosten (Reparaturen, Kosten für die Abrechnung 
der Verbräuche etc.). Nutzungen sind die in die Sondereigentumseinheiten (mehrheitlich 
Wohnungen) gelieferten Strommengen. Die zur Nutzung berechtigten Personen können 
über die Kostenverteilung und den Nutzungsumfang ebenfalls beschließen, wobei innerhalb 
des Rahmens der ordnungsgemäßen Verwaltung ein Ermessensspielraum eröffnet ist. 
Grundsatz ist zwar gemäß § 21 Abs. 3 WEGesetz die Kostenverteilung nach den gezogenen 
Nutzungen, davon darf aber gemäß § 21 Abs. 5 WEGesetz abgewichen werden. 
 
Ungeklärt: In welcher Rangfolge stehen RefE und WEGesetz zueinander?  
Das eröffnet die Frage: in welchem Verhältnis (Priorität, Rangfolge) stehen § 42b Abs. 1 Nr. 3 
RefE-EnWG sowie die in § 42b Abs. 2 RefE-EnWG geregelten notwendigen Inhalte des Ge-
bäudestromnutzungsvertrags zum § 21 WEGesetz? Haben sie eine Vorrangstellung oder sind 
sie nachrangig zu behandeln? 
 
Nach Auffassung von WiE muss den Wohnungseigentümer*innen die größtmögliche Freiheit 
bei der Gestaltung der Versorgung mit selbst erzeugtem Strom eröffnet werden. Das bein-
haltet, dass die Regelung der Rechtsbeziehungen zwischen Wohnungseigentümergemein-
schaft und Wohnungseigentümer*innen weiterhin per Beschluss möglich sein muss und 
nicht durch einen Zwang zu einer vertraglichen Regelung verdrängt werden darf.  
 
WiE fordert:  
Wohnungseigentümergemeinschaften muss die Umsetzung der gemeinschaftlichen Gebäu-
deversorgung durch Beschluss möglich sein. Die Möglichkeit der Beschlussfassung darf nicht 
durch einen Zwang zum Vertragsschluss unter Eigentümer*innen verdrängt werden. 
 
b. Gleichberechtigtes Teilhaberecht der Wohnungseigentümer*innen darf nicht unterlaufen 
werden 
Die Möglichkeit einer Beschlussfassung über Durchführung, Nutzung und Kostenverteilung in 
Wohnungseigentümergemeinschaften darf auch aus einem anderen Grund nicht verdrängt 
werden: Gemäß § 21 Abs. 4 WEGesetz haben Eigentümer*innen, die nicht berechtigt sind, 
Nutzungen zu ziehen, einen Teilhabeanspruch.  
 

Dies an einem Beispiel ausgeführt:  
Wenn die Eigentümer*innen A, B und C einen Beschluss über die Installation einer PV-
Anlage auf dem Dach durchsetzen, müssen diese drei Eigentümer*innen die Kosten 
(und Folgekosten) der Anlage tragen. Sie können untereinander entscheiden, wie sie 
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diese Kosten verteilen (jede*r 1/3, nach Verbrauch abgerechnet oder eine Mischkalku-
lation).  
Bekundet nun Eigentümer D ebenfalls Interesse an der Nutzung der PV-Anlage, darf 
ihm wegen § 21 Abs. 4 WEGesetz die Mitnutzung nicht grundsätzlich verweigert wer-
den. Es kann nur verlangt werden, dass er einen „angemessenen Ausgleich“ für die 
Mitnutzung zahlt und sich künftig auch an den Folgekosten beteiligen muss. Der ange-
messene Ausgleich dürfte im Normalfall durch den Restwert der Anlage zum Zeitpunkt 
der Mitbeteiligung bestimmt werden – geteilt durch den dem Nachzügler zugeteilten 
Wert des anteiligen Mitnutzungsanspruchs (Beispiel: Restwert der Anlage 10.000 €, bei 
4 Personen und Nutzung nach Personenschlüssel: 2.500 € Ausgleichszahlung).  

Die Mitnutzung kann „Nachzüglern“ auch nicht mit dem Argument verweigert werden, dass 
die Kapazität erschöpft ist.  
 

Zum Vergleich: 
Jeder*r Eigentümer*innen hat einen Anspruch auf Errichtung von Ladeinfrastruktur (§ 
20 Abs. 2 Nr. 2 WEGesetz). Reicht die errichtete Ladeinfrastruktur nicht aus, damit 
auch Nachzügler davon profitieren können, muss die Ladeinfrastruktur erweitert bzw. 
ertüchtigt werden. Denn alle Nutzer*innen – auch Nachzügler – sind gleichberechtigt 
zu behandeln. Die Kosten der Ertüchtigung sind dann von allen Nutzer*innen zu zah-
len. 

 
Während Ladeinfrastruktur potentiell aufrüstbar ist, ist die für PV-Anlagen zur Verfü-
gung stehende Fläche begrenzt. Wird auf Betreiben eines Teils der Wohnungseigentü-
mer*innen die zur Verfügung stehende Fläche „voll in Beschlag genommen“, kann nur 
durch den Teilhabeanspruch gem. § 21 Abs. 4 WEGesetz gesichert werden, dass auch 
Nachzügler noch in den Genuss günstigen PV-Stroms gelangen. 

 
§ 42b RefE-EnWG sieht einen vertraglichen Teilhabeanspruch nicht vor. Dieser könnte zwar 
auch vertraglich vereinbart werden. Es ist aber zu erwarten, dass dies von Wohnungseigen-
tümergemeinschaften leicht übersehen wird. Die vertragliche Gestaltung wäre auch alles an-
dere als einfach. Sie müsste – im Sinne eines Vertrags zu Gunsten Dritter – einen Anspruch 
weiterer Eigentümer*innen auf Vertragsbeitritt beinhalten sowie korrespondierend die 
Pflicht zur Zustimmung der Vertragsanpassung der bereits teilnehmenden Letztverbrau-
cher*innen, weil sich durch das Hinzutreten weiterer Letztverbraucher der Aufteilungs-
schlüssel verändert. 
 
Es besteht die Gefahr, dass durch eine vertragliche Regelung „Nachzügler“ von der Nutzung 
ausgeschlossen werden, da § 42 b RefE-EnWG keinen Rechtsanspruch auf Teilhabe vorsieht. 
Durch die vertragliche Regelung könnte § 21 Abs. 4 WEGesetz ausgehebelt werden. Das 
bringt Streit in die Wohnungseigentümergemeinschaften, führt zu dem vom Gesetzgeber 
nicht gewollten Effekt „Wer zuerst kommt, mahlt zuerst“ und muss verhindert werden. 
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WiE fordert:  
Ein Vertrag nach § 42b RefE-EnWG müsste – im Sinne eines Vertrags zu Gunsten Dritter – ei-
nen Anspruch weiterer Eigentümer*innen auf Vertragsbeitritt beinhalten sowie korrespon-
dierend die Pflicht zur Zustimmung der Vertragsanpassung der bereits teilnehmenden Letzt-
verbraucher*innen, weil sich durch das Hinzutreten weiterer Letztverbraucher der Auftei-
lungsschlüssel verändert. 
 
 
c. (Teil-)Lösung durch entsprechende Anwendung auf Beschlussfassungen 
Als teilweise Lösung könnte eine Ergänzung in Form eines § 42b Abs. 6 in Betracht kommen: 
 

(6) Abs. 1 gilt nicht, soweit selbstnutzende Eigentümer als Letztverbraucher von ei-
ner Wohnungseigentümergemeinschaft elektrische Energie beziehen. Die Abs. 2-5 
gelten für die in der Wohnungseigentümergemeinschaft getroffenen Beschlüsse ent-
sprechend. 

 
Auf diese Weise kann sichergestellt werden, dass eine Beschlussfassung zulässig ist und zu-
gleich die für Verträge vorgesehenen Erleichterungen auch für Beschlüsse gelten und Be-
schlüsse auch die Grundsätze, die für Gebäudestromnutzungsverträge gelten, beachten müs-
sen. Beschlüsse, die diese Grundsätze nicht beachten, würden nicht ordnungsgemäßer Ver-
waltung entsprechen. 
 
d. Ungelöste Probleme im Wohnungseigentum 
Klärungsbedürftig ist, wie der Wechsel von selbstgenutztem Sondereigentum zu vermiete-
tem Sondereigentum geregelt werden kann. Mieter*innen sind an Beschlussfassungen nicht 
beteiligt. Haben Eigentümer*innen sich an einer baulichen Veränderung beteiligt, ist die Kos-
tentragungspflicht dauerhaft mit dem Sondereigentum verbunden, da gefasste Beschlüsse 
auch Rechtsnachfolger binden.  
 
Da sich die betreffenden Eigentümer*innen an der Investition in die PV-Anlage kostenmäßig 
beteiligt haben, werden sie – solange sie das Sondereigentum selbst nutzen – eher kein wirt-
schaftliches Interesse daran haben, die Nutzung des PV-Stroms einzustellen. 
 
Nutzen sie das Sondereigentum aber nicht (mehr) selbst, können sie ihre Mieter*innen nicht 
verpflichten, den PV-Strom abzunehmen. Auch bei einer anfänglichen individualvertragli-
chen Regelung (entkoppelt vom Mietvertrag wegen §§ 42b Abs. 4 Nr. 3, 42a Abs. 2 Satz 1 
REfE-EnWG) könnte die Kündigung des Gebäudestromvertrags gemäß §§ 42b Abs. 4 Nr. 3, 
42a Abs. 3 RefE-EnWG nicht ausgeschlossen werden.  
Die Eigentümer*innen wären durch den Beschluss weiterhin an die Kostentragungspflicht 
gebunden und könnten diese Kosten nicht den Mietenden auferlegen. 
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4.  Ungeklärt: Bei Vermietung Kosten für Betrieb, Erhaltung und Wartung nicht gesi-
chert 

 
Ein ähnliches Problem stellt sich, wenn die WEG eine Gebäudestromanlage betreibt und 
Mieter*innen daran teilhaben lässt. Sind Mieter*innen beteiligt, wäre eine Beschlussfassung 
nicht möglich, sondern nur eine vertragliche Regelung. Die WEG würde gemäß § 42b Abs. 2 
Nr. 2 RefE-EnWG mit den Mieter*innen eine Vereinbarung über die Kostentragung für Be-
trieb, Erhaltung und Wartung der Gebäudestromanlage treffen. Da Mieter*innen diese kün-
digen können, wären die Kosten für Betrieb, Erhaltung und Wartung nicht gesichert. Das-
selbe gilt, wenn die WEG mit Eigentümer*innen einen Gebäudestromvertrag abschließt statt 
einen Beschluss fassen zu lassen. Während Beschlüsse die beteiligten Wohnungseigentü-
mer*innen binden, können sie bei Verträgen ihr allgemeines Kündigungsrecht als Letztver-
braucher nutzen.  
 
Die nachfolgenden Lösungsansätze dürften gleichermaßen unpopulär wie rechtlich unsicher 
sein und sollen nur Denkanstöße liefern: 
 
(1)  Für die Absicherung vermietender Eigentümer*innen vor einer Kostenbelastung ohne 

Nutzungsmöglichkeit (bzw. fehlender Weitergabemöglichkeit der Kosten) müsste ein 
Anspruch auf Änderung des beschlossenen Kostenverteilungsschlüssels gemäß. § 21 
Abs. 5 WEGesetz in den § 42b RefE-EnWG aufgenommen werden. Ein Rechtsanspruch 
auf Änderung eines Kostenverteilschlüssels besteht aber zu Recht aufgrund des Vertrau-
ensschutzes der übrigen teilnehmenden Eigentümer*innen nur in besonders krassen 
Ausnahmefällen. Das Gesetz müsste deshalb den Umfang der Einschränkung des Ver-
trauensschutzes und die Voraussetzungen für den Rechtsanspruch auf Änderung des 
Kostenverteilungsschlüssels bestimmen. 

 
(2)  Eine andere Möglichkeit wäre, dass Mietende zur Abnahme des von einer aufgrund ei-

nes Beschlusses installierten Gebäudestromanlage erzeugten Stroms verpflichtet sind. 
Das könnte allerdings in das Recht der Mietenden auf freie Wahl des Stromversorgers 
eingreifen. Dieser Eingriff ließe sich aber möglicherweise rechtfertigen. Denn die Mie-
tenden werden in jedem Fall auch einen externen Stromlieferanten zur Vollversorgung 
benötigen.  
Es wäre hier also eine Überlegung wert, ob in Anbetracht dessen sowie der Bedeutung 
der Energie- und Klimawende und der EU-Erneuerbare-Energien-Richtlinie (Richtlinie EU 
2018/2011) für den Bezug von elektrischer Energie aus einer Gebäudestromanlage eine 
Ausnahme vom Recht auf freie Wahl des Stromanbieters gemäß der EU-Strombinnen-
marktrichtlinie (Richtlinie EU 2019/944) gemacht werden könnte. Voraussetzung muss 
freilich sein, dass den Mietenden vor Abschluss eines Mietvertrags bekannt gegeben 
wird, dass sie den für die Eigentumswohnung bestehenden Anschluss an die Gebäu-
destromanlage und Kostenverteilungsschlüssel übernehmen müssen. 
 

WiE fordert:  
Die Konfliktsituation, wenn neue Mietende den Strom nicht mehr beziehen wollen, muss ge-
setzlich gelöst werden. 
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III. Ergänzende Forderung – Einfügung eines Anspruchs auf PV-Anlagen als 
privilegierte Maßnahme ins Wohnungseigentumsgesetz (WEGesetz) 
 
Die gemeinschaftliche Gebäudeversorgung ist ein wichtiger Schritt in Richtung Dezentralisie-
rung der Stromversorgung und Umsetzung der Energie- und Klimawende. Der zuvor darge-
stellte Konflikt zwischen § 42b RefE-EnWG und § 21 WEGesetz wird bei in Wohnungseigen-
tümergemeinschaften derzeit noch aus einem anderen Grund zum Tragen kommen: 
 
Nach aktueller Gesetzeslage gibt es keinen Rechtsanspruch auf Installation von PV-Anlagen 
in Wohnungseigentümergemeinschaften. Bauwillige Eigentümer*innen haben keine Mög-
lichkeit, von dem Modell der gemeinschaftlichen Gebäudeversorgung zu profitieren, wenn 
die Mehrheit das ablehnt. 
 
Um die Energie- und Klimawende voranzubringen und den Anwendungsbereich der gemein-
schaftlichen Gebäudeversorgung zu erweitern, sollte deshalb § 20 Abs. 2 WEGesetz um eine 
weitere privilegierte Maßnahme ergänzt werden: Die Installation von PV-Anlagen auf den 
Dachflächen. Dies ist besonders wichtig zur Förderung der E-Mobilität 
 
Die Zulässigkeit der Anbringung von PV-Anlagen wird in der Rechtsliteratur kontrovers disku-
tiert. Bisher ist die Rechtsauffassung, wonach PV-Anlagen eine privilegierte Maßnahme ge-
mäß § 20 Abs. 2 Nr. 2 WEGesetz darstellen könnten, wohl noch eine Mindermeinung2. Aber 
für die Richtigkeit dieser Auffassung spricht der Gesetzeswortlaut: Wenn es eine Verbindung 
zwischen PV-Anlage und Wallbox gibt, dann dient die PV-Anlage begrifflich dem Laden 
elektrisch betriebener Fahrzeuge.  
 
Es ist aber nicht so recht nachvollziehbar, warum eine PV-Anlage zum Laden von Fahrzeugen 
einen gesellschaftlich höheren Stellenwert haben soll als eine solche zur Stromversorgung 
generell, sei es die (in wenigen Jahren dringend benötigte) Einspeisung in das öffentliche 
Netz, sei es die Deckung des Allgemeinstrombedarfs in der WEG (z.B. Treppenhausbeleuch-
tung und Aufzüge), sei es die Versorgung der einzelnen Wohnungen im Wege der gemein-
schaftlichen Gebäudeversorgung. 
 
Im Hinblick auf optische Veränderungen sollte die Installation von PV-Anlagen als privile-
gierte Maßnahmen allerdings auf Dachflächen begrenzt sein und sich nicht auf die Fassade 
oder in Gärten erstrecken. Die gefestigte Rechtsprechung zur optischen Beeinträchtigung gilt 
auch nach Inkrafttreten des WEMoG fort. Danach erfordert eine bauliche Veränderung, die 
die Fassade betrifft, die Zustimmung aller Eigentümer*innen. Diese Hürde kann zwar durch 
Mehrheitsentscheidung genommen werden und im Fall einer Privilegierung gäbe es auch ei-
nen Anspruch auf diese Mehrheitsentscheidung. Die Erfahrung zeigt aber, dass Änderungen 
an der Fassade potentiell streitanfällig sind. Deshalb sollte die großflächige Installation von 
PV-Anlagen an der Fassade (soweit sie über die derzeit ebenfalls im Referentenstadium be-
findliche Privilegierung von Steckersolargeräten an Balkonen hinausgeht) nicht privilegiert 
werden. 

 
2 Dötsch in: Bärmann, WEG, 15. Aufl. 2023, § 20 Rz. 241 ff. 
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Eine Installation auf dem Dach wird hingegen regelmäßig keine optische Beeinträchtigung 
darstellen, da die Dachflächen üblicherweise für den Betrachter nicht ins Auge fallen. Die Ge-
bäudeästhetik wird deshalb eher in Ausnahmefällen ein Kriterium sein, dass die Maßnahme 
als unzumutbar erscheinen lässt. Diese Ausnahmefälle können aber im Anwendungsbereich 
des § 20 Abs. 2 WEGesetz „eingefangen“ werden, da privilegierte bauliche Veränderungen 
angemessen sein müssen. Darüber hinaus haben Wohnungseigentümer*innen die Möglich-
keit zur Anfechtungsklage, wenn sie durch den Beschluss über die Installation einer PV-An-
lage auf dem Dach unbillig beeinträchtigt werden. Damit können Einzelfälle gelöst werden, 
zum Beispiel Blendeffekte oder optische Beeinträchtigungen in Mehrhausanlagen mit ver-
schieden hohen Gebäuden, wo Eigentümer*innen eines Hauses tatsächlich einen Blick auf 
das Dach eines anderen Hauses derselben WEG haben. 
 
Es spricht nach Auffassung von WiE auch nichts dagegen, die Änderung des WEGesetzes als 
weiteren Artikel in den Referentenentwurf einzubringen.   
 
WiE-Forderung:  
Die Installation von PV-Anlagen auf den Dachflächen ist als privilegierte Maßnahme in § 20 
WEGesetz aufzunehmen.  
 
Formulierungsvorschlag: 
In § 20 Abs. 2 WEG wird eine weitere Ziffer eingefügt: 
 

„x. Der Nutzung von PV-Anlagen auf Dachflächen.“  
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